


nutzen würde. Glaubt auch ein Bürger, der
seine fünf Sinne zusammen hat … ob in
Warschau, ob in Prag, ob in Kiew …, dass
die Vereinigten Staaten bereit wären, den
russischen Panzern durch eine nukleare
Drohung den Weg zu verstellen?

Klare Grenzen

Erinnert man sich in Washington nicht
mehr an die Kuba-Krise, als der Rote Zar
Chruschtschow mit der Weltkatastrophe
eines Atomkrieges spielte? Half Putins zy-
nischer Flirt mit dem unkalkulierbaren
Halbdiktator Chavez nicht dem Gedächt-
nis unserer amerikanischen Freunde auf
die Sprünge? Wenn die Vereinigten Staa-
ten ihre Einfluss-Sphäre als strategisches
Spielfeld betrachten, werden sie kaum da-
von ablassen, im lateinamerikanischen
Hinterhof der USA brisanten Unfug zu
treiben.

Die Nato braucht, wenn sie nicht an
sich selbst zugrunde gehen will, klare Gren-
zen. Als klassische Militär-Allianz ist sie
schon jetzt … wie wir von dem unglückseli-
gen Poltergeist Rumsfeld gelernt haben
sollten … kaum mehr funktionsfähig. Das
gilt gleichermaßen für die Europäische
Union. In Warschau sollte man begreifen,
dass die produktive Vitalität der Gemein-
schaft … Verfassung hin oder her … zum
Teufel ginge, wenn die Zahl ihrer Mitglie-
der und ihrer Ausdehnung jedes lenkbare
Maß überschritte. Das gilt, um die blanke
Wahrheit zu sagen, auch schon für die
Türkei. Die Regierung in Berlin und ihr
Partner in Paris müssen ihre Europatreue
… übrigens auch ihre atlantische Loyalität …
durch couragierte Wahrhaftigkeit bewei-
sen. Für den übervorsichtigen Mangel an
Aufrichtigkeit im komplexen Verfahren
um die Aufnahme der Türkei in die Euro-
päische Union werden wir eines Tages bit-
ter genug büßen.
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kratischen Elite ist die Europa-Debatte we-
niger europhil. Der griechische Europa-
experte Loukas Tsoukalis stellte bei der
Konferenz eine wachsende Kluft zwischen
Praxis und Theorie in der EU fest. Mitte-
Links sollte mit Wirtschaftsregulierungen
und starken sozialen Standards der Markt-
liberalisierung viel aktiver gegenübertre-
ten. Doch die Frage ist weiterhin, wie die
europäische Politik ohne ein klares demo-
kratisches Mandat der nationalen Wähler-
schaften umgesetzt werden kann.

Der Journalist John Lloyd appellierte
eindringlich an sozialdemokratische Par-
teien, ihre Besessenheit auf die Regierungs-
macht zugunsten einer neuen Demokra-
tisierungsagenda zu mäßigen. Politische
Parteien sind zu elitären Kaderparteien ge-
worden. Sie haben die Verbindung und den
Bezug zum Engagement der Basis verloren.
Es gibt keine Plattform für den Dialog
zwischen Menschen unterschiedlicher so-
zioökonomischer Herkunft. Es gibt keine
gefilterten Kanäle für die vox populi mehr.
Politiker sind von Meinungsumfragen und
verzerrten Medienimages abhängig. Dies
ist eine Bedrohung für die Demokratie.
Europäische Sozialdemokraten sollten von
den Obama-Experimenten mit gesell-
schaftlicher Beteiligung und Engagement

lernen. Und dann kam auch noch die glo-
bale Finanzkrise ...

Politik als Führungsstreit

»Quel avenir pour la gauche européenne?
La social-démocratie européenne au carre-
four« war der Titel einer Konferenz in Paris,
auf der ich Mitte Juni darüber sprechen
sollte, wie die PvdA von links- und rechts-
populistischen Bewegungen (vorüberge-
hend natürlich) in die Zange genommen
wird. Dieses internationale Kolloquium
wurde vom Centre Interdisciplinaire de Re-
cherche Comparative en Sciences Sociales
(CIR) organisiert und beteiligt waren einige
der wichtigsten Denker des Parti Socialiste.

Nun ja, Denker? Was bei französischen
Sozialisten auffällt, ist, dass sie immer nur
über Personen und den Streit zwischen
politischen Führern sprechen. Das ganze
Denken konzentriert sich auf den politi-
schen Zustand im Zeichen von les Elé-
phants. Welcher Elefant wird der neue Par-
teivorsitzende und damit vielleicht Präsi-
dentschaftskandidat: Delanoë, Aubry, Fa-
bius oder doch Ségolène Royal? Diesen
Debatten um die Führung wird die Ideen-
und Kursdebatte völlig untergeordnet. Of-
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René Cuperus in einem Papier für die
Londoner Konferenz: »Neue Parteiführer?
Neue Denker? Neue Parteien?« Eine Art
Hilferuf. Zugleich ist die PvdA aber auch
ein Beispiel für die kuriose Entwicklung
in jüngster Zeit inmitten der neuen, un-
gleich größeren Krise: Im Kapitalismus-
Desaster macht der Finanzminister eine
gute Figur, wirkt sachkundig und wetter-
fest, die Partei macht in den ersten Um-
fragen ein paar Punkte gut. Ist das der Aus-
weg … Kraft schöpfen aus der lebensge-
fährlichen Krise?

Die Lage der demokratischen Linken
in Italien und Frankreich ist keineswegs
geeignet, Hoffnung zu wecken. Im Gegen-
teil: Da sie in der Opposition herum stol-
pern, haben die Sozialisten in beiden Län-
dern keine Chance, als regierende Krisen-
manager in der Weltfinanzkrise zu demons-
trieren,dass sie … anders als Populisten und
Neoliberale … einen Vertrauensbonus ver-
dienen. Innerlich befangen in Kämpfen
und Kämpfchen um Einfluss und Positio-
nen,hat die einst starke Linke auf absehba-
re Zeit keine Aussicht, aus eigener Kraft an
die Regierung zu kommen.

Skandinavien mag immer noch ein
Modell sein,die skandinavische Linke ist es
für die Schwesterparteien nicht. Lediglich
Norwegen hat einen sozialdemokratischen
Regierungschef, aber die Ausgangsbedin-
gungen des reichen Ölscheichtums im Nor-
den ist so anders, dass best practice-Ver-
gleiche den anderen nicht wirklich weiter
helfen. Natürlich schmücken sich die Ver-
anstalter der inzwischen jährlich stattfin-
denden progressiven Gipfeltreffen (2009 in
Santiago, 2010 in Madrid) mit Jens Stol-
tenberg.Aber die anderen kommen nur als
Zuhörer. In Dänemark sind die Sozial-
demokraten mit der attraktiven, aber er-
folglosen Vorsitzenden Helle Thorning-
Schmidt ebenfalls auf einem neuen Tief-
stand angelangt,die Mitte-Rechts-Minder-
heitsregierung … gestützt auf die fremden-
feindlichen Rechtspopulisten im Parla-
ment … ist stabil. In Schweden führten die

Sozialdemokraten zwar in den Umfragen,
während die Mitte-Rechts-Koalition aus
vier Parteien etwas durchhängt. Aber bis
zur Wahl sind es noch zwei Jahre und die
Parteivorsitzende Mona Sahlin hat sich
noch nicht überzeugend als glaubwürdige
Alternative zu den »Sozialdemokratie-
light«-Rechten unter dem blassen Fredrik
Reinfeldt etabliert.

So gesehen, ist die Lage der SPD in
Deutschland bei Weitem nicht so schlimm,
wie es zum Ende der Sommerpause, auf
dem Tiefpunkt der Beck-muss-weg-Ver-
zweiflung, den Anschein hatte. Die Partei
ist, gemessen an ihren Werten in den Um-
fragen im Herbst 2008 weit entfernt von je-
dem Führungsanspruch. Der Jubel der Par-
tei, auch in Berlin, über das bayerische
Wahlergebnis vom 28.September war ratio-
nal nur mit der Schadenfreude über den un-
erwartet tiefen Sturz der CSU erklärbar.Das
Ergebnis der bayerischen SPD selbst (18,6
Prozent) gab keinen Anlass zur Freude.
Doch das ist nicht die ganze Geschichte der
aktuellen SPD-Krise, da war noch was: der
Berliner Parteitag des 18. Oktober. Spätes-
tens seit diesem Kraftakt der Selbstverge-
wisserung sieht es so aus, als sei die Partei
mit dem Trio, um das andere europäische
Parteien sie beneiden könnten, einigerma-
ßen restabilisiert: mit Franz Müntefering,
dem zur altersweisen Führungsfigur gereif-
ten Vorsitzenden; Frank-Walter Steinmeier,
dem Kanzlerkandidaten, der als Außenmi-
nister im Streit mit den anderen Nato-Staa-
ten in der Russlandpolitik an Statur gewon-
nen hat, den innenpolitisch auf Grund sei-
ner Fachkenntnis niemand ins Bockshorn
jagen kann und dem seit seinem Auftritt auf
dem Parteitag auch niemand mehr mit Fra-
gen nach Stallgeruch und Parteiloyalität
kommen dürfte; und Peer Steinbrück, dem
Finanzminister,der in der Bankenkrise zum
Turm in der Schlacht wurde und viel Presti-
ge aufgehäuft hat. Eine Mannschaft mit sol-
chen Führungsspielern kann zwar immer
noch verlieren. Aber man traut ihr einen
Platz für die Champions League wieder zu,
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hält), die Programmhistorie oder aber
auch Interessensvertretung im innerpar-
teilichen Polyzentrismus eine entschei-
dende Rolle. Hier herrscht häufig politi-
sches »Freund-Feind-Denken« vor und
zwar sowohl zwischen konkurrierenden
Parteien als auch zwischen den Flügeln
einzelner Parteien.

Die politische Logik orientiert sich in
der Regel an Erfolgen im politischen Wahl-
prozess. Dabei haben einzelne Themen für
unterschiedliche Parteien durchaus unter-
schiedliche Bedeutung im Hinblick auf
Wählbarkeit oder Mehrheitsfähigkeit.Aber
auch innerparteilich sind Themen immer
zugleich eine Profilierungsressource. Die
politische Logik zu berücksichtigen, heißt
deshalb oftmals auch sehr profan, indi-
viduelle Karriereplanungen in Rechnung
zu stellen, politischen (innerparteilichen)
Konkurrenten Karriereperspektiven zu bie-
ten, Allianzen zu schmieden und andere
einzubinden.

Die kommunikative Logik des Politi-
schen schließlich lässt sich zwar oftmals in
Rechung stellen, entzieht sich aber in der
Regel der Steuerungsfähigkeit durch die
politischen Akteure. Medien haben ihre ei-
genen Gesetze, ihre eigene Kultur und vor
allem ihre eigenen Strategien sich in der
immer stärker umkämpften und fragmen-
tierten Medienlandschaft durchzusetzen.
In der medialen Logik dominieren … alle-
mal in den zugespitzten Wahlkampfzeiten
und allemal für die großen Massenmedien
… Personen, nicht Inhalte.

Inhalte werden dann interessant,wenn
sie als Symbol für politische Konflikte ste-
hen und über Aufstieg und Niedergang für
Parteien oder Politiker entscheiden. Letzt-
lich dominiert die mediale Logik, dass bad
news eben doch good news sind.

Vor allem aber dominieren Schnell-
lebigkeit und Kurzfristorientierung. Es
entsteht das Problem, dass nicht Strategie
die Taktik bestimmt, sondern umgekehrt
der Zwang zum medialen Taktieren die
Strategiefähigkeit untergräbt.

Die thematische Taktung, auf die zu-
gleich immer mehr intermediäre Akteure
in unterschiedlicher Stärke Einfluss zu
nehmen versuchen … allen voran Medien,
Wirtschaft und Politik, aber auch Kultur
und NGOs … hat in den vergangenen Jah-
ren enorm zugenommen.

Mit der Themengeschwindigkeit neh-
men aber auch die Orientierungsprobleme
in der medialen Politikgesellschaft zu.Denn
jeden Tag wird eine »neue Sau durchs Dorf
getrieben«.

Politik im engeren Sinne steht deswe-
gen vor der nicht ganz einfachen Aufgabe
die drei zentralen Logiken politischen Han-
delns miteinander zu verbinden: die ad-
ministrative Logik, die politische Logik
und die kommunikative Logik. Sie bilden
den Rahmen für erfolgreiches strategisches
Handeln und die Grundlage für strategi-
sche Kompetenz. Umgekehrt bedeutet dies:
Erst wenn es gelingt, diese je spezifischen
Einzellogiken miteinander zu verknüpfen,
ist Strategiefähigkeit nicht nur möglich,
sondern sogar wahrscheinlich. Alle drei
Logiken folgen in gewissem Maße eigenen
Regeln und stellen unterschiedliche Anfor-
derungen an die handelnden Akteure:

Die administrative Logik bedeutet, die
Dominanz institutioneller Abläufe und
Strukturen zu kennen, in Rechnung zu stel-
len und zu beherrschen: Koalitionsrunden,
Ressortabstimmungen, Gesetzgebungsver-
fahren, Eigenlogiken parlamentarischer
Beratungen,Abstimmungen zwischen Bun-
des- und Landesebene. Diese Dimension
wird durch standardisierte Verfahren und
Notwendigkeit des permanenten Kompro-
misses bestimmt. Die Vielzahl von fach-
lichen Aspekten dominiert dabei den inter-
nen Willensbildungsprozess und sehr häu-
fig auch den Mehrheitsfindungsprozess in
Parlamenten und in der Auseinanderset-
zung von Bundestag und Bundesrat.

Die politische Logik orientiert sich hin-
gegen an anderen Fragen. Hier spielen
Identitätsaspekte, Markenkerne von poli-
tischen Parteien (oder was man dafür
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Die deutsche Politik ist in Bewegung. Sie
ist im flexiblen Kapitalismus angekom-
men. Die allgemeine Tendenz der wirt-
schaftlichen und sozialen Unsicherheit der
meisten Bevölkerungsgruppen, der Frag-
mentierung der Gesellschaft, der Störung
der sozialen Kommunikation und der
schnellen Veränderung hat auch das Par-
teiensystem erfasst.

Der Übergang zum Fünfparteiensys-
tem, der Kampf um eine Mitte der Gesell-
schaft, die sich bedrohter denn je fühlt, die
Krise der sozialen und kulturellen Integra-
tion, die Entfremdung vieler Bürgerinnen
und Bürger vom Wirken der gegebenen de-
mokratischen Institutionen und auch vom
Projekt Europäische Union, die wachsenden
Bedrohungen internationaler Sicherheit er-
zeugen einen außerordentlichen Druckauf
die Parteien. Die Zeit langer stabiler Par-
teienkonstellationen scheint vorbei.

Die Bundestagswahl 2005 war ein Ein-
schnitt. Erstmalig seit langem konnte das
Wahlergebnis auf Bundesebene nicht so-
fort in eine klare handlungsfähige Regie-
rungskoalition umgesetzt werden.Die CDU
rückte von der wirtschaftsliberalen Aus-
richtung ihres Leipziger Parteitages ab, der
wenige Monate zuvor stattgefunden hat.
Die Grünen kündigten ihre Bindung an die
SPD und sind 2008 auf Landesebene in ei-
ne noch vor kurzer Zeit für fast undenkbar
gehaltene Koalition mit der CDU einge-
schwenkt. In Berlin gibt es Bestrebungen
zur Bildung einer Jamaika-Koalition. Die
Partei Die Linke ihrerseits setzt in Berlin
Rot-Rot fort, bietet in Hessen eine Tole-
rierung von Rot-Grün an und in der SPD

mehren sich die Stimmen, dies als Regie-
rungsbeteiligung fest zu machen.

Die SPD ist in einer strukturell ähnlich
schwierigen,wenn nicht sogar noch schwie-
rigeren Lage wie in den 50er Jahren, in der
sie dauerhaft der CDU/CSU unterlegen
schien. Ihr fehlt das Konzept,gesellschaftli-
che Hegemonie zu erlangen. Gerade darin
hat die Agenda 2010 versagt. Solange die
Partei Die Linke sich bei zehn Prozent und
mehr zu behaupten vermag, wird die SPD
zudem mit hoher Sicherheit deutlich weni-
ger Stimmen bei Bundestagswahlen auf
sich vereinigen als CDU/CSU. In einer
Großen Koalition bliebe diese so immer
Kanzlerpartei. Die SPD kann deshalb nur
dann den Kanzler wieder stellen, wenn sie
Dreierkoalitionen eingeht … in Form der
berühmten Ampel oder gemeinsam mit
den Grünen und der Linkspartei.

Aber auch für die Linkspartei ist die
Situation kompliziert. Ihr Einzug in den
Bundestag 2005 und ihre erfolgreiche
Etablierung in immer neuen westdeut-
schen Ländern (selbst in Bayern erhielt sie
immerhin 4,3 Prozent) wurden zum Aus-
löser,die Grundkonflikte des flexiblen Ka-
pitalismus der heutigen Globalisierung in
das Parteiensystem zu transportieren …

Michael Brie

Gegnerschaft, Anpassungsdruck
und partielle Kooperation

Im unübersichtlicher gewordenen Fünfparteiensystem steht auch ein mögliches
Dreierbündnis aus SPD, Grünenund Linksparteizur Diskussion. Auf allen drei
Seiten gibt es aber noch erhebliche Vorbehalte, im Bund geht noch nichts. Welche
Schnittstellen sieht die Linkspartei,welche Strategie verfolgt sie zurzeit?

Michael Brie

(*1954) ist Stellvertretender
Vorsitzender des Vorstandes
und Leiter des Bereiches Politikanalyse
bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung.

brie@rosalux.de
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der »Mitte«, mit jenen sozialen und kul-
turellen Mittelschichten, insofern sie vor al-
lem im öffentlichen Sektor und den human-
orientierten Dienstleistungen tätig sind,
der bedrohten Arbeitnehmer und der Un-
terschichten. Inhaltlich könnten der Aus-
bau der öffentlichen Dienstleistungen in
Bildung, Gesundheit, Betreuung Älterer,
sowie die Stärkung der öffentlichen Kon-
trolle über die Wirtschaft und Finanzen so-
wie eine deutliche Umverteilung von oben
nach unten und von privat hin zu öffentlich
im Vordergrund stehen. Es wäre dies eine
Annäherung an den skandinavischen Weg,
verbunden mit einem Kurs auf wirklich
ökologische Reformen und einer Friedens-
politik auf der Basis gemeinsamer Sicher-
heit und Entwicklung. Fast alle der damit
verbundenen Forderungen sind in der
deutschen Gesellschaft in der Mehrheit …
noch sind sie es nicht in der SPD und bei
den Grünen.

Die Partei Die Linke wird versuchen,
ihre genannte Dreifachstrategie auch mit
Blick auf die Bundestagswahlen 2009 fort-

DA S T H E M A

N G | F H   11 | 2 0 0 8 4 1

zusetzen. Ihr zentrales Ziel eines Rich-
tungswechsels der Politik kann sie nur er-
reichen,wenn sie selbst stärker wird,es ge-
lingt, breite soziale Bündnisse aufzubauen,
Glaubwürdigkeit nicht verspielt wird mit
politischen Bündnissen,denen der Politik-
wechsel nicht abgenommen wird, sondern
erfolgreiche Einstiegsprojekte auch auf
Landesebene erfolgen.Die desaströsen Er-
fahrungen der »linken Linken« in Frank-
reich, Italien oder auch Deutschland mit
Mitte-Links-Regierungen, die nicht er-
kennbar für linke Projekte stehen,sind nur
allzu bekannt.

Ein wirklicher Durchbruch wird erst
dann geschehen, wenn SPD wie Grüne ih-
rerseits in einem linken solidarischen Pro-
jekt eine echte Chance sehen und Mehr-
heiten vom Sinn einer solchen Politik
überzeugt sind. Bis dahin werden seitens
der Linkspartei Gegnerschaft gegenüber
und Druck auf die SPD die Ansätze zur
Partnerschaft dominieren oder der Partei
Die Linke droht ihrerseits, zum bloßen
Anhängsel der alten Tante SPD zu werden.

Karl-Rudolf Korte

Die Chancen der SPD in einer Großen Koalition

Die Große Koalition könnte zur Lindenstraße der deutschen Politik werden: Ein
Dauerformat zur Regierungsbildung in Zeiten eines etablierten asymmetrisch
changierenden Fünfparteiensystems. Wenn Bündnisse entlang der tradierten
parteipolitischen Lager nicht mehr möglich sind, hat der Parteienwettbewerb eine
neue Qualität gewonnen. Den komplexen Wählermarkt muss dann zwangsläufig
ein ebenso unübersichtlicher Koalitionsmarkt ergänzen. Darin bietet die Große
Koalition vor allem der SPD eine Reihe von Möglichkeiten.

Wer Mehrheiten außerhalb der Großen
Koalitionen erreichen möchte, sieht sich
bei der kommenden Bundestagswahl wahr-
scheinlich gezwungen, neue Formeln zur
Macht zu aktivieren: originelle parteipoliti-
sche Zusammensetzungen (Jamaika? Am-
pel?), neue Koalitionstypen (Kleine Koali-
tionen mit vielen Partnern), innovative Re-

Karl-Rudolf Korte

(*1958) ist Direktor der
NRW School of Governance an der
Universität Duisburg-Essen.

kr.korte@uni-duisburg-essen.de
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korrekturen beschlossen. Die sicher auch
2009 anhaltende Finanzkrise wird weiter-
hin demokratische Normalität auffressen.
Risikohaftigkeit als Alltagsgefühl wird zu-
nehmen.Die Misstrauenskultur breitet sich
aus. In solchen Krisenzeiten stabilisiert die
Große Koalition, weil sie Chancen und
Risiken, Ohnmacht und Allmacht gleicher-
maßen zwischen den Partnern der politi-
schen Ökumene verteilt. Die SPD hätte in
der Großen Koalition die Chance, den star-
ken Staat als Vertrauensanker zu setzen.
Das klassische Leitthema »Sicherheit im
Wandel« wäre die adäquate Antwort auf die
Krise und aus der Exegese des Grundsatz-
programms.

Fünftens: Für Mehrheiten sind die
Volksparteien unverzichtbar. Doch die
Wahlbürger erkennen in den ehemals gro-
ßen Volksparteien immer weniger liebge-
wonnene mitte-zentrierte Angebote. Die
Ergebnisse aller Wahlen seit 2005 bestäti-
gen diese Entwicklung. Der Attraktivitäts-
verlust der Volksparteien auf dem Wähler-
markt ist nicht nur eine Folge der Großen
Koalitionen im Bund und in den Ländern.
Vielmehr ist die Erosion der Volksparteien
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auch Ausdruck einer Repräsentationslücke.
Durch Agendapolitik auf der einen Seite
(SPD) und einer politischen Moderne (li-
bertäre Ordnungsvorstellungen) auf der
anderen Seite (CDU) scheint die politische
Mitte heimatlos geworden zu sein. Wenn
sie überhaupt noch wählt, dann extrem
nutzen- und nicht bindungsorientiert.
Doch wer als Volkspartei nur noch rudi-
mentär gesellschaftlich verankert ist, kann
nicht mehr repräsentativ agieren und ist
wie im Windkanal risikoanfällig. Verliert
die Konsensmaschine Volkspartei an Kraft,
fehlt der Politik Stabilität und Berechen-
barkeit.Wenn gemeinwohlorientierte Volks-
parteien … gerade in Abgrenzung zu klien-
telbezogenen Interessenparteien … an At-
traktivität verlieren,muss sich zwangsläufig
die Qualität einer Demokratie ändern. In-
sofern wäre es ein Demokratiegebot seitens
der SPD, in eine Große Koalition erneut
einzutreten, um klientelbezogene und po-
pulistische Politik von Interessenparteien
zu verhindern. Nur Volksparteien sind in
der Lage, Mehrheiten für Unpopuläres
langfristig zu organisieren. Dazu könnte
die SPD auch ihren Beitrag leisten.
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Sozialverantwortung zu geben. Sie »über-
wacht« also die arbeits- und sozialpoliti-
schen Aktivitäten der Unternehmer. Die
Beschäftigten andererseits bringen mehr
Leistung,Flexibilität,Mobilität ein und ak-
zeptieren geringere Einkommenszuwäch-
se. Erhalten dafür aber bessere Arbeits-
platzgarantien. Jeder leistet seinen Beitrag
und trägt damit zur Gesundung unserer
Wettbewerbschancen sowie des sozial-
wirtschaftlichen Klimas bei.

Zweitens: »Freiwillige Selbstverpflich-
tung«. Anstelle gesetzlicher Regelungen
werden Vereinbarungen zwischen Politik
und Wirtschaft über gesellschaftlich sinn-
volle Ziele getroffen, kontrollierbare Über-
einkünfte,die der Gesellschaftund den Un-
ternehmen nutzen. Angesichts ihres Heu-
schrecken-Images könnten sie demonstrie-
ren, dass sie Gemeinwohl für ähnlich wich-
tig halten wie ökonomischen Erfolg.

Ausbildungsplatzgarantien für Ju-
gendliche, Arbeitsplatzsicherung unter
bestimmten Bedingungen, Klimaschutz,
Abfallreduzierung könnten zu Beispielen
erfolgreicher Selbstverpflichtung werden.
Sollten Agreements zwischen Wirtschaft
und Politik immer öfter gesetzliche Rege-
lungen ersetzen, erreicht das »Miteinan-
der« eine neue Dimension.

Drittens: Mittelstands- statt Multipoli-
tik. Zu sehr ist Wirtschaftspolitik zuletzt
Politik für Großunternehmen gewesen.Zu
selten haben die international arbeitenden
Konzerne die ihnen gewährten Vorteile an
die Mitarbeiter zurückgegeben.Zu negativ
haben »Entlassungen trotz Rekordgewin-
nen« zuletzt das Image der Wirtschaft ge-
prägt.

Der Mittelstand dagegen ist kreativ und
dynamisch.Er schafft einen deutlich größe-
ren Beschäftigungszuwachs. Ihre Spitzen
verkörpern in der Öffentlichkeit viel stär-
ker das positiv besetzte Bild der Inhaber-
unternehmen, ihnen stehen die oft noch
persönlich bekannten Mitarbeiter mit ih-
ren Problemen deutlich näher als externe
Shareholder.

Deutschland-AG für alle

Solange das nicht passiert, ist die SPD
chancenlos gegen Die Linke. Diese gilt als
Kümmererpartei: Nach Wählermeinung
sorgt sie sich viermal so viel um soziale
Gerechtigkeit wie die SPD, reduziert den
Unterscheid zwischen arm und reich,
stärkt den Zusammenhalt zwischen Ost
und West. Sie ist die erste Protestpartei mit
politischem Programm: Dem der guten
alten Arbeiterpartei SPD!

Der Humus der horrenden Wahlverlus-
te ist die Entsolidarisierung weiter Kreise
von Politik und Wirtschaft. Die Aussortier-
ten haben mit Hartz IV endlich ein Symbol
für Wut und Willen, sich für ihren linken
Traum von der anderen Gesellschaft zu enga-
gieren. In dem Maße, wie die SPD ihre So-
zialkompetenz verliert, gewinnt Die Linke an
Daseinsberechtigung für die Wähler hinzu.

»Ich will so werden,wie ich war!« ist die
Klammer für den Linksrutsch in Deutsch-
land. Und ersetzt das lange Jahre in Wahl-
kämpfen erfolgreiche »Du darfst so blei-
ben, wie Du bist«, als die Globalisierung
noch als eher lässliche Gefahr wahrgenom-
men wurde.

Will die SPD zurück zu alten Erfolgen,
benötigt ihre Politik eine neue Währung:
Glaubwürdigkeit, Konstanz, Aufrichtigkeit
und Gerechtigkeit. Damit ist die Aufgabe
für die SPD klar definiert: Eine Reform-
politik, die die Interessen von Wirtschaft
und Beschäftigten ins Gleichgewicht bringt.
Glaubwürdigkeit dadurch zu gewinnen,
kleine Leute nicht nur zu fördern sondern
auch zu fordern. Eine auf Hilfe zur Selbst-
hilfe ausgelegte Politik zu propagieren.Und
Wirtschaft und Gesellschaft wieder das
Gefühl geben, dass die Deutschland AG alle
benötigt und keinen nur alimentiert.

Die SPD muss Aufstiegschancen ver-
deutlichen statt Abstiegsängste bedienen.
Probleme überwinden statt Leiden lin-
dern. Mit einer Care-Paket-Politik allein
kann man Visionen eben nicht glaubhaft
vertreten.
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NG/FH: Zunächst herzlichen Glückwunsch
zur Wahl zum Bundesvorsitzenden der SPD.
Die Medien berichteten, mit der neuen
Personalaufstellung, also auch mit Frank-
Walter Steinmeier als Kanzlerkandidaten,
sei die SPD wieder satisfaktionsfähig. Die
Abstände in den Umfragen zwischen SPD
und Union werden kleiner. Ist die SPD
schon über den Berg?

Franz Müntefering: Nein, aber die Chance
ist da, 2009 die Bundestagswahl zu gewin-
nen.Bei der Wahl in Bayern ist deutlich ge-
worden: Schwarz-Gelb wird es im Bund
nicht mehr geben. Entscheidend ist jetzt,
gemeinsam das Ziel ausrufen und dafür
kämpfen,das da heißt: Frank-Walter Stein-
meier soll Bundeskanzler werden. Das ist
ein lohnendes Ziel, weil wir es besser
können als die anderen. Und angesichts
des Desasters der internationalen Finanz-
industrie ist noch klarer geworden: Die
Luft ist voll sozialdemokratischer Themen
und Antworten.Also, wir haben die Chan-
ce, vorne zu sein.

NG/FH: Auch wenn jetzt der Blick nach
vorn gerichtet werden muss, es rumort in
der Partei immer noch über die Agenda
2010. Ist sie eher ein Klotz am Bein, oder
ein Pfund, mit dem man eigentlich wu-
chern könnte, es aber im Moment nicht
tut? Welche Rolle spielt sie für ein tragfähi-
ges Identitätsbewusstsein der SPD, welche
sollte sie spielen?

Müntefering: Wenn über die Agenda ge-
sprochen wird, wird das im Wesentlichen
verstanden als ein Synonym für Hartz IV,

was wiederum mittlerweile zu einem
Schimpfwort geworden ist. Das wird man
nicht so schnell korrigieren können, aber
in der Agenda standen natürlich noch ganz
andere Dinge, zum Beispiel die Einrich-
tung von 230.000 Krippenplätzen bis zum
Jahre 2010, steuerliche Entlastungen, drei
Prozent des Bruttoinlandsprodukts für
Forschung und Technologie ab 2010. Dies
waren gute und wichtige Weichenstellun-
gen. Und mit der Arbeitsmarktreform ha-
ben wir Langzeitarbeitslose aus dem Sta-
dium der Passivität,der Sozialhilfe heraus-
geholt und auf den Arbeitsmarkt hin orien-
tiert. Im Ergebnis haben viele wieder einen
Arbeitsplatz. Vor allem aber wird die Ar-
beitslosigkeit nicht mehr vererbbar sein.

Wir sind also mit den Reformen auf ei-
nem guten Weg, der aber bestimmt nicht
leicht ist.Arbeit gibt es,aber sie muss mobi-
lisiert werden. Gerade in einer Zeit, in der
das Vertrauen der Menschen zum Beispiel
durch das Verhalten der Bankmanager in
Gefahr geraten ist, müssen wir klar ma-
chen, dass wir soziale Sicherheit vor allen
Dingen dadurch gewährleisten, dass mög-
lichst viele wieder in Arbeit kommen. Die
Bundestagswahl 2009 wird nicht entschie-
den über Beschlüsse von 2003 oder Koa-
litionsentscheidungen in einzelnen Bun-
desländern, sondern im Hinblick auf die
Frage:Wer gewinnt das Vertrauen der Men-
schen, wer hat die vernünftigsten, sozialen
und demokratischen Antworten für das,
was vor uns ist. Und die haben wir mit
Frank-Walter Steinmeier an der Spitze.

NG/FH: Der Begriff Reform wird in Teilen
der Bevölkerung fast als eine Art Drohung

Gespräch mit Franz Müntefering

»Die Luft ist voll sozialdemokratischer Themen
und Antworten«

Franz Müntefering (geb. 1940) ist seit dem 18. Oktober als erster in der SPD-
Geschichte zum zweiten Mal Parteivorsitzender. Soeben ist bei Herdersein Buch
Macht Politik!(mit Tissy Bruns) erschienen. Die Fragen stellte Thomas Meyer.
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